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Nürnberg, im September 2020 
 

Kein Vorsteuerabzug bei Rechnung ohne Leistungsbeschreibung 
Ein Abrechnungsdokument ist keine Rechnung und kann deshalb auch nicht mit der Folge einer Aus-
übungsvoraussetzung für den Vorsteuerabzug rückwirkend berichtigt werden, wenn es wegen ganz all-
gemein gehaltener Angaben (hier "Produktverkäufe") nicht möglich ist, die abgerechnete Leistung ein-
deutig und leicht nachprüfbar festzustellen. 
*BFH, Urt. v. 12.03.2020 – V R 48/17 
 
Die Klägerin ist u.a. in den elektronischen Vertrieb von Software eingebunden. Hierzu betreibt sie einen Online-
shop für verschiedene Softwarehersteller. Der Kunde schließt über den Onlineshop einen Kaufvertrag unmittelbar 
mit der Klägerin ab, die wiederum die Software bei dem Softwarehersteller einkauft. Im November 2005 erwarb 
die Klägerin von einem Verlag Standardsoftware und rechnete darüber mit der Credit Note vom 07.12.2005 ab. 
Darin fehlten Angaben zur Steuernummer und zur Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (USt-IdNr.) des Verlags. 
Zusammen mit der Credit Note übermittelte die Klägerin einen "Accounting Report", in dem unter "Sales Pro-
ducts" (Produktverkäufe) die Nettoumsätze aus den verkauften Software-Produkten in einer Summe zusammen-
gefasst dargestellt waren; darauf wurde der Steuersatz "16 %" angewendet und als Ergebnis der "Rechnungsbe-
trag brutto" angegeben. Die Klägerin übermittelte die Credit Note und den Accounting Report an den Verlag per 
E-Mail ohne elektronische Signatur. Im Nachgang zu einer betriebsinternen Prüfung übermittelte die Klägerin 
dem Verlag die Credit Note mit Begleitschreiben vom 26.04.2011 erneut, nunmehr in Papierform. Beigelegt wa-
ren ein Blatt mit der Angabe der Steuernummer des Verlags sowie eine Auflistung der von dem Verlag erworbe-
nen Software. 
 
Die Klage gegen die Versagung des Vorsteuerabzugs hatte Erfolg. Zwar sei die Credit Note vom 07.12.2005 
insoweit unvollständig gewesen, als die Steuernummer oder die USt-IdNr. des leistenden Unternehmers fehlten 
und auch die Leistungsbeschreibung nicht hinreichend genau gewesen sei. Die fehlende Angabe (Steuernummer 
oder USt-IdNr.) sowie die ungenaue Leistungsbeschreibung habe die Klägerin jedoch mit Rückwirkung auf das 
Streitjahr berichtigen können, da ihrem Schreiben vom 26.04.2011 eine Auflistung der verkauften Software beige-
fügt gewesen sei. Die Credit Note vom 07.12.2005 sei berichtigungsfähig gewesen, da die Beschreibungen in der 
Credit Note und dem beiliegenden Accounting Report - unter Berücksichtigung des auch dem Finanzamt bekann-
ten Umstands, dass die Klägerin den Onlineshop des Verlags betrieb - nicht in so hohem Maße unbestimmt, un-
vollständig oder offensichtlich unzutreffend seien, dass sie fehlenden Angaben gleichstünden. Dem Vorsteuerab-
zug im Streitjahr stehe auch nicht entgegen, dass die Credit Note vom 07.12.2005 per E-Mail ohne elektronische 
Signatur übermittelt wurde. 
 
Der BFH versagte jedoch den Vorsteuerabzug. Das FG habe allerdings rechtsfehlerhaft entschieden, dass die 
Klägerin aufgrund einer Berichtigung der Credit Note vom 07.12.2005 durch ihr Schreiben vom 26.04.2011 einen 
Anspruch auf Vorsteuerabzug im Streitjahr erworben habe. Denn das Dokument vom 07.12.2005 stelle keine 
nach § 31 Abs. 5 Satz 1 UStDV berichtigungsfähige Rechnung in Form einer Gutschrift dar. 
 
Ein Dokument ist eine Rechnung und damit berichtigungsfähig, wenn es Angaben zum Rechnungsaussteller, 
zum Leistungsempfänger, zur Leistungsbeschreibung, zum Entgelt und zur gesondert ausgewiesenen Umsatz-
steuer enthält. Eine zum Vorsteuerabzug berechtigende Rechnung hat hinsichtlich der Leistungsbeschreibung 
nach § 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 5 UStG folgende Angaben zu enthalten: "die Menge und die Art (handelsübliche Be-
zeichnung) der gelieferten Gegenstände oder den Umfang und die Art der sonstigen Leistung". 
 
An einer Leistungsbeschreibung fehlt es, wenn die Angaben in hohem Maße unbestimmt, unvollständig oder 
offensichtlich unzutreffend sind. So verhält es sich, wenn sich aus der Abrechnung keinerlei Anhaltspunkte für die 
Art des gelieferten Gegenstands oder der sonstigen Leistung ergeben. Nach diesen Maßstäben fehlte es vorlie-
gend an einer berichtigungsfähigen Rechnung. 



 

 
Sämtliche Beiträge sind mit Sorgfalt bearbeitet, dennoch kann für ihren Inhalt keine Haftung übernommen werden. 

Berichtigung wegen ähnlicher offenbarer Unrichtigkeit 
1. Steht nach Aktenlage nicht fest, ob ein mechanisches Versehen oder ob ein anderer die Anwendung 

von § 129 Satz 1 AO ausschließender Fehler zu einer offenbaren Unrichtigkeit des Bescheids geführt 
hat, muss das FG den Sachverhalt insoweit aufklären und ggf. auch Beweis erheben. 

2. Lässt sich nicht abschließend klären, wie es zu der Unrichtigkeit im Bescheid gekommen ist, und ste-
hen sich zwei nicht nur theoretisch denkbare hypothetische Geschehensabläufe gegenüber, von de-
nen einer eine Berichtigung ausschließt, darf nicht berichtigt werden. 

3. Eine Berichtigung nach § 129 Satz 1 AO ist auch ausgeschlossen, wenn das Finanzamt feststehenden 
Akteninhalt (sechs Seiten Anlagen zur Anlage G) bewusst nicht zur Kenntnis nimmt und wenn sicher 
anzunehmen ist, dass bei gebotener Kenntnisnahme ein mechanischer Übertragungsfehler bemerkt 
und/oder vermieden worden wäre. Dann ist nicht allein der mechanische Übertragungsfehler für die 
Unrichtigkeit des Bescheids ursächlich geworden, sondern zugleich ein die Willensbildung betreffen-
der Fehler. 

4. Die objektive Feststellungslast trifft das Finanzamt, wenn es sich auf die Berichtigungsvorschrift be-
ruft. 

*BFH, Urt. v. 10.03.2020 – IX R 29/18 
 
Im Streitfall hat der BFH dem Finanzamt eine Berichtigung wegen offenbarer Unrichtigkeit nach 
§ 129 AO untersagt. 

Die Unrichtigkeit des Bescheids war offenbar, weil in ihm eine deklarierte Besteuerungsgrundlage fehlte. Streitig 
war, ob beim Erlass des Verwaltungsakts ein mechanisches Versehen oder ein Denkfehler vorgekommen ist und 
zu der Unrichtigkeit geführt hat. Zur Beantwortung dieser für die Anwendung von § 129 Satz 
1 AO entscheidenden Frage kann nicht allein auf den Akteninhalt abgestellt werden, denn die Qualität der per-
sönlichen Fehlleistung, auf die die Rechtsprechung abstellt, ist üblicherweise in der Akte nicht dokumentiert. 
Lässt sich anhand des Akteninhalts nicht hinreichend sicher feststellen, ob ein mechanisches Versehen oder ob 
ein anderer die Anwendung von § 129 Satz 1 AO ausschließender Fehler zu der Unrichtigkeit des Bescheids 
geführt hat, muss das FG den Sachverhalt umfassend aufklären und ggf. auch Beweis erheben. Es hat dann auf 
der Grundlage des Gesamtergebnisses des Verfahrens abschließend zu würdigen, ob die Voraussetzungen von 
§ 129 Satz 2 AO vorliegen. 

Für den BFH war mitausschlaggebend die Aussage der Sachbearbeiterin. In ihrer schriftlichen Zeugenaussage 
hat diese eingeräumt, dass sie die Anlagen zur Anlage G nicht gelesen haben kann, weil sie sonst bemerkt hätte, 
dass diese nicht den laufenden Beteiligungsverlust, sondern einen Veräußerungsgewinn betrafen. Zur Erklärung 
dieses Versäumnisses hat sie die Vermutung geäußert, sie habe die Anlagen aufgrund der Übereinstimmung der 
Buchstaben "XY" (wohl) voreilig dem Vorgang "laufender Beteiligungsverlust" zugeordnet und (bewusst) nicht zur 
Kenntnis genommen, weil sie den Feststellungsbescheid habe abwarten wollen. Diese Hypothese war für den 
BFH plausibel. Ferner war bedeutsam, dass sich das Geschehen nicht mehr hinreichend sicher aufklären ließ. 
Dies ging zu Lasten des feststellungsbelasteten Finanzamts. 

Lohnsteuer bei Überlassung von Fahrrädern 
Die Steuerbefreiung des gewährten geldwerten Vorteils aus der Überlassung eines betrieblichen 
(Elektro-)Fahrrads durch den Arbeitgeber (§ 3 Nr. 37 EStG) wurde durch das JStG 2019 bis zum Ablauf des Jah-
res 2030 verlängert. 
Der Arbeitgeber hat daneben nunmehr auch die Möglichkeit, geldwerte Vorteile aus der unentgeltlichen oder 
verbilligten Übereignung von betrieblichen Fahrrädern an Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer pauschal mit 25 
% Lohnsteuer zu besteuern, zzgl. Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer. Die Pauschalbesteuerungsmög-
lichkeit gilt sowohl für Elektrofahrräder als auch für Fahrräder. Ist ein Elektrofahrrad jedoch verkehrsrechtlich als 
Kraftfahrzeug einzuordnen, sind die Regelungen der Dienstwagenbesteuerung (§ 8 Abs. 2 Satz 2 bis 5 i.V.m. 
§ 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG) anzuwenden. 
Voraussetzung für die Pauschalierung der Lohnsteuer ist, dass die Übereignung von betrieblichen Fahrrädern 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erfolgt. Die Pauschalbesteuerungsmöglichkeit erfasst somit 
Fälle einer Entgeltumwandlung nicht. Auch die Übereignung mehrerer Fahrräder/Pedelecs an Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer kann pauschaliert werden. 

   Ihre Steuerberater 
 
 
Steuertermine Oktober 2020 
12.10. Umsatzsteuer für Monatszahler u. Quartalszahler ohne Fristverlängerung 
12.10. Lohn- und Kirchensteuer der Arbeitnehmer für Monatszahler u. Quartalszahler 
 


